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Liebe Leserinnen und Leser,
In der letzten Novemberwoche hat Europäische Parlament 
die EU-Kommission endgültig bestätigt, so dass sie am 1. 
Dezember ihre Amtszeit beginnen konnte. Die 27 Mitglieder 
der Kommission sind politisch deutlich anders zusammen-
gesetzt als ihre Vorgänger: neben Ursula von der Leyen gibt 
es 14 weitere EVP Kommissare, dazu fünf Liberale und vier 
Sozialdemokraten. Tschechien und Zypern haben Kommis-
sare entsandt, die der EVP nahe stehen und dazu kommt ein 
Vizepräsident der Kommission aus Italien und der bisherige 
ungarische Kommissar. 

Ich hoffe und wünsche, dass die so zusammengesetzte Kom-
mission Gesetzgebungsvorschläge machen wird, die den In-
vestitionsstandort EU attraktiver machen wird, Bürokratie 
insbesondere bei umfänglichen Berichtspflichten deutlich 
zurückschneidet, den Asyl- und Migrationspakt umsetzt und 
dem neuen Kommissar für Verteidigung ermöglicht Initiati-
ven zu ergreifen, die unsere Verteidigungsindustrie so stärkt, 
dass wir uns so schnell wie möglich glaubwürdig verteidigen 
können. Denn der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine 
dauert an, und wenn wir unsere Unterstützung nicht verstär-
ken und gleichzeitig „kriegstüchtig“ werden, erhöht sich das 
Risiko, dass Putin sich ermuntert fühlt, uns zu testen. Dazu 
darf es nicht kommen.

Wir stehen also nicht nur in dieser Frage vor großen Heraus-
forderungen. Aber gemeinsam sind wir stark und können zu-
versichtlich in das Jahr 2025 starten.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen frohe Weihnachten und 
einen guten Rutsch ins Neue Jahr.

Ihr
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Endlich ist es geschafft. Die 
neue EU-Kommission unter 
Ursula von der Leyen kann 
ihr Amt antreten, nachdem 
das Europäische Parlament 
sie Ende November mit ab-
soluter Mehrheit bestätigt 
hat. Am 1. Dezember hat 
die neue Kommission ihre 
Arbeit aufgenommen. 

Es war gut, dass es keine 
weiteren politisch moti-
vierten Verzögerungen gab, 
denn die globalen Heraus-
forderungen könnten grö-
ßer nicht sein, Europa muss 
jetzt liefern. Wettbewerbs-
fähigkeit, Verteidigung, 
und Außengrenzschutz, um 
nur einige besonders drän-
gende Probleme zu nennen, 
dulden keinen weiteren 
Aufschub. Gerade in Zeiten 
schwacher Regierungen 
in wichtigen Mitgliedstaa-
ten wie Deutschland oder 
Frankreich kommt der EU-
Kommission eine besonders 
wichtige Rolle zu.

Ursula von der Leyen kann 
die kommenden fünf Jahre 
auf ein stabiles Fundament 
im Europäischen Parlament 
aus Christdemokraten, So-
zialisten, Liberalen und teils 
auch Grünen und Konser-
vativen bauen. Dass aller-
dings die deutschen SPD-

haben, ist enttäuschend 
und verantwortungslos. An-
scheinend fühlt sich die SPD 
im Pro-Putin-Anti-Europa-

Abgeordneten gemeinsam 
mit AfD, BSW und Linken 
der EU-Kommission die 
Zustimmung verweigert 
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Camp am wohlsten, obwohl 
ihre sozialistische Fraktion 
mit großer Mehrheit zu-
stimmte. Umso positiver Seit 1987 unterstützt die EU 

mit dem Erasmus-Programm 
Bildungsaufenthalte von 
Schülerinnen und Schülern, 
Studierenden, Lehrkräften, 
Professorinnen und Profes-
soren sowie von Fachleuten 
in der schulischen und be-
ruflichen Bildung und der 
Jugendbetreuung im Aus-
land. Im EU-Haushalt von 
2021 bis 2027 stehen hier-
für rund 26,2 Milliarden Euro 
zur Verfügung, wovon 2022 
Deutschland alleine 200 Mil-
lionen für die Bildungsauf-
enthalte von Studierenden 
und Lehrpersonal zur Verfü-
gung standen. Damit konn-
ten 350 deutsche Hochschu-
len unterstützt werden, ca. 
55.000 Studierenden und 
Lehrenden wurde ein Aus-
landsaufenthalt ermöglicht. 
Seit 1987 haben mehr als 13,7 
Millionen Menschen von der 
Förderung durch Erasmus+ 
profitiert.

Ungebrochener 
Erfolg des EU- 
Bildungspro-
gramms Erasmus+war, dass FDP und Grüne 

gemeinsam mit uns Christ-
demokraten die Kommissi-
on bestätigt haben.



Viel Rauch um nichts. So kann 
man den Wirbel um einen 
Resolutionsentwurf zusam-
menfassen, der im November 
zur Abstimmung im Europä-
ischen Parlament stand und 
im Vorfeld für sehr viel Auf-
merksamkeit sorgte.

Nichtraucher- und Gesund-
heitsschutz sind zweifellos 
sehr wichtig. Jede Zigarette, 
die nicht geraucht wird, ist 
gut für die Gesundheit und 
auch die Auswirkungen des 
Passivrauchens müssen ernst 
genommen werden. Was aber 
zur Abstimmung stand, ging 

zu weit. Ein rechtlich nicht-
bindender Resolutionstext 
forderte, Rauchen an vielen 
Orten des öffentlichen Le-
bens unter freiem Himmel 
künftig nicht mehr zu er-
lauben - also auch in Parks, 
auf Weihnachtsmärkten, 
Außenflächen von Restau-
rants und Bars, Caféterras-
sen und Stränden. Das hatte 
nur noch wenig mit Gesund-
heitsschutz zu tun, aber viel 
mit Bevormundung. 

CDU und CSU hatten sich 
frühzeitig entschieden, die 
Resolution abzulehnen. Eu-

ropa ist für Rauchverbote 
überhaupt nicht zuständig 
und die Resolution hätte kei-
nerlei Auswirkungen gehabt. 
Schon so hat sie vor allem 
dafür gesorgt, Europa in ein 
schlechtes Licht zu rücken. 
Dass es letztendlich keine 
Mehrheit für den Vorstoß im 
Europäischen Parlament gab, 
ist positiv. Gerade in Zeiten 
wie diesen müssen wir uns in 
der EU dringend um unsere 
Sicherheit, Wettbewerbsfä-
higkeit und die geopolitische 
Weltlage kümmern, nicht um 
bevormundende Detail-Re-
gulierung.

Kein Rauchverbot unter freiem Himmel

Das Europäische Parlament hat 
im November eine Verbesse-
rung der zivilen Vorsorge und 
der Verteidigungsbereitschaft 
Europas angemahnt. Grund-
lage der Debatte war eine Be-
standsaufnahme des ehema-
ligen finnischen Präsidenten 
Sauli Niinistö, der vorgeschla-
gen hatte, künftig 20 Prozent 
der EU-Mittel in Verteidigung 
und zivile Krisenvorsorge zu 
investieren. Er empfahl außer-
dem eine bessere Kooperati-
on zwischen EU und NATO, 

stärkere Zusammenarbeit der 
europäischen Geheimdienste 
und verpflichtende Standards 
beim Zivilschutz.

In der Debatte machten CDU 
und CSU deutlich, dass Eu-
ropas Sicherheitsarchitek-
tur unter gewaltigem Druck 
steht. Der russische Angriffs-
krieg auf die Ukraine, die er-
neute Wahl Donald Trumps 
zum U.S.-Präsidenten sowie 
der Klimawandel stellen den 
Kontinent vor beispiellose He-

rausforderungen. Hierfür sei 
die EU nur unzulänglich gerü-
stet, hieß es. Für CDU/CSU ist 
klar, dass es höchste Zeit ist, 
um die militärische und zivile 
Verteidigungsstrategie Euro-
pas auf eine breitere Basis zu 
stellen und stärker zu vernet-
zen. Der Bericht Sauli Niini-
stös hat hierbei den Finger 
in die Wunde gelegt. 

Eine effektive Krisenvorsorge 
bedarf nicht nur einer gestär-
kten militärischen Verteidi-

Verbesserung der zivilen Vorsorge  
und der Verteidigungsbereitschaft Europas nötig



gungsfähigkeit, sondern er-
fordert auch ebenso leistungs-
fähige zivilgesellschaftliche 
Strategien und Instrumente. 
Es ist ein großer Fortschritt, 
dass beide Elemente nun 

ernsthaft aufgegriffen wer-
den, um die Widerstandsfä-
higkeit der Europäischen Uni-
on zu stärken. Letztendlich 
wird es dabei besonders auf 
den Willen der Mitgliedstaa-

ten ankommen. Sie müssen 
zur Zusammenarbeit für eine 
verbesserte Wehrhaftigkeit 
bereit sein. Halbherzigkeiten 
wird sich Europa künftig nicht 
mehr leisten können.

Im Oktober hat das Europä-
ische Parlament einen ganz-
heitlichen Ansatz zur Steue-
rung der Migration debattiert. 
Ein Schwerpunkt der Debatte 
lag darauf, wie Abschiebungen 
von Migranten ohne Bleibe-
recht in der EU gefördert wer-
den können. CDU/CSU und die 
EVP forderten die EU-Kommis-
sion auf, so schnell wie mög-
lich ein neues Gesetz vorzu-
legen, um Rückführungen zu 
beschleunigen und sicherzu-
stellen, dass Rückführungsent-
scheidungen in ganz Europa 
gegenseitig anerkannt wer-

den. Dass es hieran nach wie 
vor hakt, zeigen die Zahlen: 
Derzeit wird in Europa nur ei-
ner von fünf Migranten ohne 
Bleiberecht in seine Heimat 
zurückgeschickt.

Um eine solide und faire Mi-
grationspolitik zu gewährlei-
sten, braucht es europäische 
Lösungen. Die Aushandlung 
und Umsetzung des Ayl- und 
Migrationspakts ist hierbei 
der erste Schritt. Gleichzei-
tig müsse die EU mehr Mi-
grationsabkommen mit Tran-
sit- und Herkunftsstaaten ab-

schließen, hieß es in der De-
batte. Diese Länder müssten 
ihrer völkerrechtlichen Ver-
pflichtung nachkommen und 
ihre Staatsangehörigen zu-
rücknehmen. Dafür ist wie-
derum eine echte Drittstaats-
kooperation notwendig. All 
dies muss auf der Einhaltung 
der Menschenrechte basie-
ren, welche auch eine unver-
zichtbare Grundlage für den 
Abschluss von Migrationsab-
kommen ist. Es geht darum, 
Humanität und Ordnung an 
und innerhalb der europä-
ischen Grenzen herzustellen.

Steuerung der Migration durch Förderung von Abschiebungen



Europa wächst weiter zusam-
men, jetzt auch endlich in der 
Luft. Bislang ist jeder Flug in 
Europa im Schnitt 49 km län-
ger als die Luftlinien-Distanz. 
Das liegt vor allem daran, dass 
nationale Grenzen auch in der 
Luft bestehen und so oft nicht 
die schnellste Flugroute ge-
wählt werden kann. Die im 
Oktober verabschiedete Re-

form des europäischen Luft-
raums ist ein wichtiger Schritt 
für Passagiere und Fluggesell-
schaften zur Verkürzung der 
Flugzeiten. Europa bekommt 
eine neue europäische Luft-
raumarchitektur, die vor allem 
auf besserer Koordinierung 
beruht. Ziel ist es, Engpässe 
im Luftraum zu beseitigen 
und eine effizientere Luftver-

kehrskontrolle zu schaffen. 
Dies wird Kosten und Emis-
sionen durch kürzere und si-
cherere Flüge verringern. Alle 
europäischen Luftfahrtunter-
nehmen und insbesondere die 
europäischen Bürger werden 
davon profitieren. 

Leider bleibt ein fader Beige-
schmack: Die EU-Mitglied-
staaten waren nicht bereit, 
den ganzen Weg zu einem 
wirklich einheitlichen euro-
päischen Luftraum zu gehen. 
Weitergehende Vorschläge 
des Parlaments für noch mehr 
Effizienz wurden verhindert. 
Dies ist eine vertane Chan-
ce. Dass nach über 10 Jahren 
überhaupt ein Gesetz zustan-
de gekommen ist, ist dennoch 
ein großer Erfolg.

Kürze Flugrouten dank einheitlichem Europäischen Luftraum

Die schlechten Nachrichten 
aus der Automobilindustrie 
machen deutlich, dass sich die 
Automobilindustrie in Euro-
pa und insbesondere auch in 
Deutschland in einer schwe-
ren Krise befindet. Die Pariser 
Klimaschutzziele, die Verla-
gerung zu Elektromobilität, 
zunehmender internationaler 
Wettbewerb mit ungleichen 

Bedingungen und Standort-
faktoren führen zu höheren 
Produktionskosten im globa-
len Vergleich und stellt die 
Automobilindustrie und de-
ren Zulieferer vor immense 
Herausforderungen. Im Okto-
ber widmete sich das Europä-
ische Parlament diesem The-
ma mit einer ausführlichen 
Debatte.

Die Abgeordneten von CDU/
CSU, die auch ein Positions-
papier zu dem Thema ver-
fasst haben, betonten dabei 
die international führende 
Rolle der europäischen Au-
tomobil- und Zulieferindu-
strie als Fundament für Ar-
beitsplätze, Innovation und 
Wohlstand. So gelte es, die 
europapolitischen Rahmen-

Parlament debattiert Krise der Automobilindustrie



bedingungen für eine stär-
kere Wettbewerbsfähigkeit 
der Automobilindustrie anzu-
passen, wobei auch die For-
derung nach der Abschaf-
fung des Verbrennerverbots 
ab 2035 wiederholt wurde. 

Ebenso sei von Strafzah-
lungen an die Automobilin-
dustrie abzusehen, da dies 
der Branche, die sich mit-
ten in einem tiefgreifenden 
Transformationsprozess hin 
zu klimaschützender Mobili-

tät befindet, dringend benö-
tigte Finanzmittel entziehen 
und Wettbewerbsnachteile 
gegenüber Automobilher-
stellern aus Drittstaaten − 
insbesondere aus China − 
weiter verschärfen würde.

Nach zahlreichen Bauern-
protesten in den vergange-
nen Monaten hat das Euro-
paparlament über Maßnah-
men beraten, wie die ge-
meinsame EU-Agrarpolitik 
in Zukunft gestaltet werden 
könnte. Grundlage der De-
batte waren Empfehlungen, 
die auf Anregung der EU-
Kommission von Vertretern 
aus Landwirtschaft, Umwelt-, 
Tier- und Naturschutzorgani-
sationen, Verbraucherschutz 
sowie Agrar- und Ernährungs-

industrie seit Jahresanfang in 
mehreren Treffen erarbeitet 
wurden. Für CDU und CSU ist 
es ein gutes Zeichen, dass die 
EU-Kommission erkannt hat, 
dass die europäische Land-
wirtschaft einem ständigen 
Anpassungsdruck ausgesetzt 
ist. 

Die CDU/CSU-Abgeord-
neten haben in der Debat-
te deutlich gemacht, dass 
sie die Reformvorschläge 
grundsätzlich unterstüt-

zen. So sind gesonderte 
Gelder, die dazu dienen, 
den Agrarsektor zukunfts-
fit und anpassungsfähig an 
eine sich verändernde Um-
welt zu machen, ein erster 
Schritt in die richtige Rich-
tung. Richtig ist auch, dass 
Hilfen für einen gerechten 
Generationswechsel und die 
Förderung von Junglandwir-
ten eine große Rolle für die 
dynamische Weiterentwick-
lung des ländlichen Raums 
spielen werden. Positiv her-
vorzuheben ist außerdem die 
Betonung der Wettbewerbs-
fähigkeit der europäischen 
Landwirtschaft. Gerade im 
Fall von unlauteren Handel-
spraktiken muss der Sektor 
unterstützt werden.

Eingriffe in die Essgewohn-
heiten der Bürgerinnen und 
Bürger gehen aber zu weit. 
Als CDU und CSU glauben 
wir, dass die Verbraucher 
selbst darüber entscheiden 
sollen, was bei ihnen zu Hau-
se auf den Tisch kommt.

Debatte zur Zukunft der Landwirtschaft
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IMPRESSUM

Ukraine erfolgreich 
gegen die russische 
Aggression behaup-
ten kann. Unter an-
derem erneuerte das 
Parlament seine For-
derung nach der Lie-
ferung von deutschen 
Taurus-Marschflug-
körpern, gerade an-
gesichts der Aufgabe 
der Reichenweiten-
begrenzung für gelie-
ferte Waffen seitens 

der USA, Großbritanniens 
und Frankreichs. Ebenso 
verurteilten die Abgeord-
neten die Internationalisie-
rung des Konflikts durch Pu-
tin in Gestalt der Teilnahme 
nordkoreanischer Soldaten 
auf russischer Seite sowie 
die Unterstützung Russ-
lands durch China, jüngst 
auch mit militärischem Ge-
rät, aufs Schärfste.

Der Ständige Berichter-
statter des Europäischen 
Parlaments zur Ukraine, Mi-
chael Gahler (CDU), führte 
im Rahmen der Debatte 
dazu aus: „Wir müssen in 
dieser Phase des Krieges, 
wo nicht klar ist, wie sich 
die künftige amerikanische 
Administration verhalten 
wird, die verbleibende Zeit 
nutzen. Vom amtierenden 

Am 19. November erreichte 
der brutale russische An-
griffskrieg gegen die Ukra-
ine die traurige Marke von 
1.000 Tagen, die das Euro-
päische Parlament mit einer 
Sondersitzung und einem 
Austausch per Videoschalte 
mit dem ukrainischen Präsi-
denten Wolodymyr Selens-
kyj beging. 

Dem schloss sich am 28. 
November eine Plenarre-
solution an, in der das EU-
Parlament seine Solidarität 
mit der Ukraine erneut mit 
großer Mehrheit bekräf-
tigte und entsprechende 
Forderungen an die Mit-
gliedstaaten formulierte, 
ihre finanzielle, humanitäre 
und militärische Unterstüt-
zung der Ukraine weiter 
auszubauen, damit sich die 

EU-Parlament bekräftigt Solidarität  
mit der Ukraine

deutschen Bundeskanzler 
erwarte ich nichts mehr, bin 
aber zuversichtlich, dass die 
eindeutigen Äußerungen 
der Parteivorsitzenden von 
CDU, FDP und Grünen im 
Hinblick auf die Taurus Lie-
ferungen in einer neuen Ko-
alition umgesetzt werden.“


